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Vorlage Nr. 158/2019 

    
 

Eigenbetrieb Stadtbau  
Sachbearbeiter(in): Peter Hauser, Betriebsleiter 
01.10.2019 
 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 

Umwelt-, Bau- und Verkehrsausschuss (nicht öffentlich) 16.10.2019 

Gemeinderat (öffentlich) 23.10.2019 
 
 
 
 

Ausübung des Besonderen Vorkaufsrechts nach § 25 Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. der 
städtischen Vorkaufsrechtssatzung vom 20.02.2019 an Grundstücken im Bereich 
"Tuttlinger Straße/Öschlestraße", Rottweil 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Rottweil übt das Besondere Vorkaufsrecht nach § 25 Baugesetzbuch i. V. m. der städtischen 
Vorkaufsrechtssatzung vom 20.02.2019 an den von der Satzung erfassten Grundstücken im Bereich 
„Tuttlinger Straße/Öschlestraße“, Gemarkung Rottweil (Flst. Nrn. 981/10, 981/11 und 989/8), zum vom 
Gutachterausschuss bei der Stadt Rottweil festgelegten Verkehrswert aus.  
  
 

Vorgang: 

 Beschluss der Vorkaufsrechtssatzung in der Gemeinderatsitzung am 20.02.2019, 
Vorlage Nr. 038/2019 

 Veröffentlichung und Inkrafttreten der Satzung am 23.02.2019 

 Information des UBV in der nichtöffentlichen Sitzung am 25.09.2019 über den 
Grundstücksverkauf am 22.08.2019 und über das Vorliegen des Vorkaufsrechtsfalls 

 
 
Begründung: 
Das früher auf den Grundstücken Tuttlinger Straße 55 bzw. Öschlestraße 30 und 30/1 (Flst. Nrn. 981/10, 
981/11 und 989/8) angesiedelte VW-Autohaus hat seinen Betriebsstandort im Bereich des 
Industriegebiets „Saline“ verlagert. Auf den frei gewordenen Grundstücken will die Stadt Rottweil die 
Durchführung städtebaulicher Maßnahmen ermöglichen. Die Stadt hat das Ziel, für das 
Versorgungsunternehmen ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG einen geeigneten 
Standort zur Betriebsverlagerung bereitzustellen. Diese Betriebsverlagerung ist wiederum 
Voraussetzung dafür, dass im Bereich des derzeitigen ENRW-Standorts ein wesentlicher Teil der 
„Landesgartenschau 2028“ realisiert werden kann. 
 
Zur Absicherung dieser städtebaulichen Zielsetzung hat der Gemeinderat am 20.02.2019 für die 
betreffenden Grundstücke eine Vorkaufsrechtssatzung nach § 25 BauGB beschlossen und somit ein 
Besonderes Vorkaufsrecht der Stadt Rottweil begründet, siehe beiliegender Lageplan. Die Grundstücke 
wurden vom Eigentümer mit Kaufvertrag vom 22.08.2019 veräußert. Der Kaufpreis in Höhe von 
3.950.000,00 € übersteigt den Kaufpreis, den der jetzige Verkäufer im Dezember 2018 beim Aufkauf 
dieser Grundstücke bezahlt hat, um ein Mehrfaches. Es ist daher davon auszugehen, dass der im 
Kaufvertrag vom 22.08.2019 vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert des veräußerten Anwesens 
erheblich übersteigt. Aus diesem Grund wird von der Verwaltung vorgeschlagen, das Vorkaufsrecht 
„nach dem Verkehrswert gemäß § 28 Abs. 3 BauGB“ auszuüben. Der Verkehrswert ist mittels eines 
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entsprechenden Verkehrswertgutachtens festzustellen. Der Gutachterausschuss bei der Stadt Rottweil 
wurde mit der Erstellung dieses Gutachtens beauftragt. Zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Beratungsvorlage lag das Ergebnis allerdings noch nicht vor, so dass hierüber in der Sitzung mündlich 
berichtet wird. 
 
Im Vorfeld der Ausübung des Besonderen Vorkaufrechts mittels entsprechendem Bescheid 
(Verwaltungsakt) sind die Beteiligten gemäß § 28 Verwaltungsverfahrensgesetz zu allem für die 
Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts erheblichen Tatsachen zu hören. Die Anhörung ist 
sowohl beim Verkäufer als auch beim Käufer mit Schreiben vom 24.09.2019 (Einschreiben) erfolgt. Die 
Frist zur Äußerung ist bis zum 08.10.2019 befristet. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser 
Beratungsvorlage lag noch keine Äußerung vor, so dass auch diesbezüglich ggf. in der Sitzung 
mündlich berichtet wird. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die Landesgartenschau im Jahr 2028 nur dann erfolgreich durchgeführt 
werden kann, wenn die erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfügung stehen. Die ENRW muss 
spätestens 2023 an einen neuen Standort umgezogen sein. Vor diesem Umzug sind von der ENRW 
erforderliche, ggf. umfangreiche Umbau-/Neubaumaßnahmen zu planen und durchzuführen. Aus 
diesem Grund ist die Standortfrage „ENRW“ alsbald zu klären. Vor dem Hintergrund dieses dringenden 
Flächenbedarfs wird von der Verwaltung vorgeschlagen, im vorliegenden Verkaufsfall das Besondere 
Vorkaufsrecht zum Verkehrswert auszuüben und die Möglichkeit auf Erwerb der vorgenannten 
Grundstücke zu sichern. Eine hundertprozentige Garantie für den Erwerb der Grundstücke kann jedoch 
auch über das Vorkaufsrecht nicht gesichert werden, da für den Verkäufer nach Ausübung des 
Vorkaufsrechts noch die Möglichkeit besteht, vom Kaufvertrag zurückzutreten. Sollte dieser Fall 
eintreten, verbleiben die Grundstücke im Eigentum des Verkäufers. Ein Erwerb durch die Stadt wäre 
somit nicht möglich.  
 
 
 

Finanzielle Auswirkungen: 
 Ja 

 
1. Bezahlung des Kaufpreises in Höhe des Verkehrswertes der vom Gutachterausschuss der Stadt 

Rottweil festzustellen ist. Information hierüber erfolgt in der Sitzung mündlich. 
 

2. Sämtliche Nebenkosten, die durch den bestehenden Kaufvertrag vom 22.08.2019 ausgelöst 
wurden und vom Käufer zu tragen sind (Grunderwerbsteuer, Notar- und Grundbuchkosten, ggf. 
Löschungskosten etc.) sind von der Stadt, mit welcher durch die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ein neuer Vertrag zu denselben Bedingungen zu Stande kommt, zu bezahlen. Die Höhe dieser 
Kosten richtet sich nach dem noch zu bestimmenden Kaufpreis/Verkehrswert. Hinzu kommen 
noch weitere durch die Ausübung des Vorkaufsrechts ausgelöste Nebenkosten (Kosten für die 
Erstellung des Verkehrswertgutachtens, Beratungsgebühren Fachanwalt etc.). 
 

3. Es wird davon ausgegangen, dass die ENRW als künftige Eigentümerin und Nutzerin des neuen 
Betriebsstandorts der Stadt im Rahmen der vertraglichen Abwicklung des entsprechenden 
Grundstücksgeschäfts sämtliche entstandene Kosten erstattet. 

 
 
Zuständigkeit: 
Es handelt sich um eine Angelegenheit, die für die Stadt von erheblicher und grundsätzlicher 
Bedeutung ist, so dass sich eine Zuständigkeit des Gemeinderats nach § 2 Abs. 3 Ziffer 3.1 der 
Hauptsatzung ergibt.  
 
 
 
 
 

Anlagen: 
Lageplan  
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